
gaben auf dem Gebiet der sozialistischen Rechtspflege 
es durchzuführen hat. In diesem Rahmen steht die 
Verantwortung des Ministeriums der Justiz für eine 
Reihe von Aufgaben, von denen ich bereits den weiten 
Bereich der Kaderpolitik erwähnte. Dem Ministerium 
der Justiz obliegen weitere wichtige Aufgaben auf dem 
Gebiet der-Gesetzgebung, der Sicherung der materiellen 
und organisatorischen Voraussetzungen für die Tätig­
keit der Bezirks- und Kreisgerichte, die Anleitung und 
Kontrolle der Staatlichen Notariate und Einzelnotare, 
die Anleitung der Rechtsanwaltschaft, die Aufsicht über 
deren Tätigkeit und eine Reihe weiterer Aufgaben.
Auf der anderen Seite ist eindeutig und klar, daß die 
Leitung der Rechtsprechung nicht Sache des Ministe­
riums, sondern des Obersten Gerichts ist.
Das Ministerium der Justiz hat — wie alle zentralen 
Staatsorgane — in erster Linie Grundsatzfragen zu lö­
sen, und auch wir stehen vor der Notwendigkeit, neue 
Aufgaben in neuen Formen der Arbeit zu lösen. Dabei 
gelten die allgemeinen Grundsätze, wie sie im Gesetz 
über den Mihisterrat festgelegt wurden, auch für das 
Ministerium der Justiz. Seine Aufgaben gehen in zwei 
Richtungen, die zu einer Einheit verschmolzen werden 
müssen:
1. Das Ministerium der Justiz wird als Organ des Mi­

nisterrates tätig.
2. Es ist verantwortlich für eine Reihe von Aufgaben

gegenüber den Gerichten, Notariaten und der Rechts­
anwaltschaft. •“

Was die Feststellung im Erlaß des Staatsrates — das 
Ministerium der Justiz ist ein Organ des Ministerrates — 
im einzelnen bedeutet, wird sehr anschaulich aus dem 
soeben verabschiedeten Gesetz über den Ministerrat der 
Deutschen Demokratischen Republik. Ich möchte hier­
aus einige Zusammenhänge entwickeln:
Der Ministerrat hat vor der Volkskammer und dem 
Staatsrat die Hauptprobleme des umfassenden soziali­
stischen Aufbaus zu stellen und die Entwürfe der Ge­
setze und Beschlüsse auszuarbeiten und zur Beschluß­
fassung zu unterbreiten. Der Erlaß des Staatsrates legt 
die Pflichten des Ministeriums der Justiz unmittelbar 
für die Vorbereitung und Ausarbeitung der gesetzlichen 
Bestimmungen auf dem Gebiet der Rechtspflege fest 
und darüber hinaus dessen Mitwirkung an der Aus­
arbeitung gesetzlicher Bestimmungen durch andere Or­
gane, die den Verantwortungsbereich des Ministeriums 
berühren.

Im Gesetz über den Ministerrat heißt es:
„Im Mittelpunkt der Tätigkeit des Ministerrates steht 
die Verwirklichung der wirtschaftlich-organisatori­
schen und kulturell-erzieherischen Funktion.“

Dies lenkt die Aufmerksamkeit des Justizministeriums 
auf alle Fragen der Einheit von Ökonomie und Recht 
und auf alle Probleme der individuellen und gesell­
schaftlichen Erziehung, wie sie zur Vorbeugung und zur 
Überwindung von Rechtsverletzungen aufgeworfen wer­
den müssen. Auch die von der Rechtswissenschaft zu 
lösenden Aufgaben, an deren Festlegung nach dem Er­
laß des Staatsrates auch das Justizministerium mitzu­
wirken hat, werden in dieser Richtung liegen.
Im § 6 des Gesetzes über den Ministerrät ist eine Reihe 
von Aufgaben enthalten, die die unmittelbare Mitwir­
kung des Ministeriums der Justiz verlangen. Ich nenne 
die Gewährleistung, daß alle Rechtsträger von Volks­
eigentum gewissenhaft wirtschaften, größte Sparsam­
keit üben und jede Vergeudung verhindern. Auch die 
Verantwortung des Ministerrates für die Aufrechterhal­
tung von Ordnung und Sicherheit sowie für den Schutz 
des gesellschaftlichen Eigentums und der sozialistischen 
Gesellschaftsordnung und für die Sicherung der Rechte

der Bürger führt ebenfalls unmittelbar zu den Auf­
gaben des Ministeriums der Justiz.
Die Verantwortung, die das Ministerium der Justiz für 
die Arbeit der Schöffen und in Zukunft auch für die 
Entwicklung der Schiedskommissionen trägt, führt über 
die Einbeziehung der Werktätigen in die Rechtspflege 
zu ihrer allgemeinen Einbeziehung in die bewußte Mit­
wirkung an der staatlichen Leitung, und damit ver­
wirklicht es die wichtige Aufgabe, auf seinem Gebiet 
zur ständigen Entfaltung der Schöpferkraft des Volkes 
beizutragen.
Die Verpflichtung des Ministerrates, die Ausbildung, 
Weiterbildung und Qualifizierung der Staats- und Wirt­
schaftsfunktionäre nach einem einheitlichen System zu 
gewährleisten, ist die allgemeine Festlegung der Auf­
gabe, ' die der Erlaß des Staatsrates dem Ministerium 
der Justiz für die Durchsetzung der staatlichen Kader­
politik innerhalb der Gerichte und Staatlichen Nota­
riate für die Auswahl, das Studium, den richtigen Ein­
satz und die ständige Weiterbildung der Kader gibt.

Zur Gesetzgebungsarbeit des Ministeriums
Ich möchte noch einige Gedanken zur Gesetzgebung 
äußern. Das Programm der Sozialistischen Einheits­
partei Deutschlands verlangt: Es sind neue Gesetz­
bücher des Familien-, Straf- und Zivilrechts auszuarbei­
ten. Das ist ein großes Gesetzgebungsprogramm. Das 
wird nur gelöst werden können, wenn dabei jede Res­
sortenge überwunden wird und die Ausarbeitung der 
Entwürfe sich über Juristen hinaus auf einen weiteren 
Kreis sachkundiger Wissenschaftler und Praktiker der 
verschiedensten Bereiche unseres Lebens, vor allem 
auch der Wirtschaft, stützt und wenn auch diese Ge­
setze durch eine breite Diskussion in der Bevölkerung 
vorbereitet werden.
Die Gesetzgebung auf allen Gebieten muß getragen 
werden von der Erkenntnis, daß das sozialistische Recht 
dem Volk und seinem friedlichen Leben, seiner Frei­
heit und seiner friedlichen Arbeit sowie der Gerechtig­
keit für jedermann dient.
Wenn allgemein die Forderung gilt, auf neue Weise 
zu arbeiten, dann gilt das in besonderem Maße für die 
Gesetzgebung. Gesetzesvorbereitung ist keine Schreib­
tischarbeit eines Referenten, sondern muß auf der 
Kenntnis der ökonomischen Verhältnisse und Gesetz­
mäßigkeiten, auf der Analyse der Wirksamkeit des 
Rechts und seiner Anwendung durch die Organe der 
Rechtspflege, auf konkreten Untersuchungen über be­
stimmte Erscheinungsformen von Rechtsverletzungen 
beruhen und die Erfahrungen der staatlichen Organe 
und gesellschaftlichen Kräfte im Kampf gegen Rechts­
verletzungen sowie wissenschaftliche Forschungsergeb­
nisse auswerten.

Die Beziehungen des Ministeriums 
zu den Kreis- und Bezirksgerichten
Die Beziehungen des Ministeriums der Justiz zu den 
Kreis- und Bezirksgerichten werden vor allem bestimmt 
durch seine Verantwortung in allen Fragen der Kader­
politik sowie durch die Aufgabe, die materiellen und 
organisatorischen Voraussetzungen für die Tätigkeit 
der Bezirks- und Kreisgerichte zu sichern. Die Pro­
bleme, die hier liegen, möchte ich nur in Stichworten 
kennzeichnen: Auswahl der künftigen Richter aus in 
der Praxis, vor allem der Wirtschaft, bewährten, er­
fahrenen Menschen; Mitwirkung an ihrer Ausbildung; 
Weiterbildung der gegenwärtig tätigen Richter, im "be­
sonderen unter dem Gesichtspunkt, die zur Zeit nicht 
voll ausreichenden Kenntnisse auf dem Gebiet der 
Ökonomie zu erweitern sowie eine kontinuierliche Qua­
lifizierung zu sichern, die eine selbständige Auseinander­
setzung mit den ständig neu auftretenden Problemen
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